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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 11. — 


Inhalt: Geſetz über die Verwaltung erledigter katholiſcher Bisthümer, S. 185. — Geſetz wegen Deklaration 
und Ergänzung des Geſetzes vom 11. Mai 1873. über die Vorbildung und Anſtellung der Geiſtlichen, 
S. 139. — Allerh. Erlaß vom 13. April 1874., betreffend den Dienſtrang der Oberamts-Sekretaire 
in den Hohenzollernſchen Landen, S. 142. — Bekanntmachung, betreffend die Ausführung des 
Geſetzes über das Grundbuchweſen in dem Jadegebiet vom 23. März 1873., S. 142. 


(Nr. 8190.) Geſetz über die Verwaltung erledigter katholiſcher Bisthümer. Vom 20. Mai 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 


3 
In einem katholiſchen Bisthume, deſſen Stuhl erledigt iſt, dürfen die mit 
dem biſchöflichen Amte verbundenen Rechte und geiſtlichen Verrichtungen, insge⸗ 
ſammt oder einzeln, ſoweit ſie nicht die Güterverwaltung betreffen, bis zur Ein⸗ 
ſetzung eines ſtaatlich anerkannten Biſchofs nur nach Maßgabe der folgenden 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes ausgeübt werden. 


N §. 2. 

Wer biſchöfliche Rechte oder Verrichtungen der im $. 1. bezeichneten Art 
ausüben will, hat dem Oberpräſidenten der Provinz, in welcher ſich der erledigte 
Biſchofsſitz befindet, hiervon unter Angabe des Umfangs der auszuübenden Rechte 
ſchriftliche Mittheilung zu machen, dabei den ihm ertheilten kirchlichen Auftrag 
darzuthun, ſowie den Nachweis zu führen, daß er die perſönlichen Eigenſchaften 
beſizt, von denen das Geſetz vom 11. Mai 1873. (Geſetz Samml. 1873. S. 191.) 
die Uebertragung eines geiſtlichen Amtes abhängig macht. Zugleich hat er zu 
erklären, daß er bereit ſei, ſich eidlich zu verpflichten, dem Könige treu und ge⸗ 
horſam zu ſein und die Geſetze des Staates zu befolgen. 

N 5 Rap 

Innerhalb zehn Tagen nach Empfang der Mittheilung kann der Ober- 
präſident gegen die beanſpruchte Ausübung der im F. 1. . biſchöflichen 
Rechte oder Verrichtungen Einſpruch erheben. Auf die Erhebung des Einſpruchs 
finden die Vorſchriften des §. 16. des Geſetzes vom 11. Mai 1873. (Geſetz⸗ 
Jahrgang 1874. (Nr. 8190) 20 Samml. 


Ausgegeben zu Berlin den 26. Mai 1874. 
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Samml. S. 191.) mit der Maßgabe Anwendung, daß die Berufung bei dem 

Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten nur innerhalb zehn Tagen Gele iſt. 

Wenn kein Einſpruch erhoben oder der Einſpruch von dem Gerichtshofe 

für kirchliche Angelegenheiten verworfen worden iſt, erfolgt die im §. 2. vor; 

eſchriebene eidliche Verpflichtung vor dem Oberpräſidenten oder einem von dem⸗ 
felben ernannten Kommiſſarius. 


$. 4. 

Wer vor der eidlichen Verpflichtung biſchöfliche Rechte oder Verrichtungen 
der im $. 1. bezeichneten Art ausübt, wird mit Gefängniß von ſechs Monaten 
bis zu zwei Jahren beſtraft. 

Dieselbe Strafe trifft den perſönlichen Vertreter oder Beauftragten eines 
Biſchofs (Generalvikar, Offizial u. ſ. w.), welcher nach Erledigung des biſchöflichen 
Stuhles fortfährt, biſchöfliche Rechte oder Verrichtungen auszuüben, ohne ander ⸗ 
weit in Gemäßheit der $$. 2. und 3. die Befugniß zur Ausübung derſelben er- 
langt u haben. N a 

ie vorgenommenen Handlungen ſind ohne rechtliche Wirkung. 
$. 5. 

Kirchendiener, welche auf . oder im Auftrage eines ſtaatlich nicht 
anerkannten oder in Folge gerichtlichen Erkenntniſſes aus ſeinem Amte entlaſſenen 
Biſchofs oder einer Perſon, welche biſchöfliche Rechte oder Verrichtungen den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes zuwider ausübt, oder eines von dieſen Perſonen er⸗ 
nannten Vertreters Amtshandlungen vornehmen, werden mit Geldſtrafe bis zu 
Einhundert Thalern oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu Einem Jahre und 
wenn auf Grund eines ſolchen Auftrags biſchöfliche Rechte oder Verrichtungen 
ausgeübt ſind, mit Gefängniß von ſechs Monaten bis zwei Jahren beſtraft. 


$. 6. 

Wenn die Stelle eines Biſchofs in Folge gerichtlichen Urtheils erledigt 
worden iſt, hat der Oberpräſident das Domkapitel zur ſofortigen Wahl eines 
Bisthumsverweſers (Kapitelsvikars) aufzufordern. N 

Erhält der Oberpräſident nicht innerhalb zehn Tagen Nachricht von der zu 
Stande gekommenen Wahl oder erfolgt nicht binnen, weiteren vierzehn Tagen 
die eidliche Verpflichtung des Gewählten, ſo ernennt der Miniſter der geiſtlichen 
Angelegenheiten einen Kommiſſarius, welcher das dem biſchöflichen Skuhle ges 
hörige und das der Verwaltung deſſelben oder des Bana Biſchofs unter⸗ 
liegende bewegliche und unbewegliche Vermögen in Verwahrung und Verwal⸗ 
tung nimmt. Zwangsmaßregeln, welche erforderlich werden, um das Vermögen 
der Verfügung des Kommiſſars zu unterwerfen, trifft der Oberpräſident. 

Derſelbe iſt befugt, ſchon vor Ernennung des Kommiſſars und ſelbſt ſchon 
bei Erlaß der Aufforderung an das Domkapitel das im Vorſtehenden bezeichnete 
Vermögen in Verwahrung zu nehmen und die hierzu erforderlichen Maßregeln 
nöthigenfalls zwangsweiſe zu treffen. 


6.77. 
Die Beſtimmungen des $. 6. finden gleichfalls Anwendung: 
1) wenn in einem Falle, in welchem die Stelle eines Biſchofs in Folge 
gerichtlichen Urtheils erledigt iſt, der Bisthumsverweſer aus ſeinem Amte 
aus- 
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ausſcheidet, ohne daß die Einſetzung eines neuen ſtaatlich anerkannten 
Biſchofs ſtattgefunden hat, und 

2) wenn in anderen Fällen der Erledigung eines biſchöflichen Stuhles 
biſchöfliche Rechte oder 5 von Perſonen ausgeübt werden, 
welche den Erforderniſſen der $$. 2. und 3. nicht entſprechen. 


§. 8. 

Die Beſtimmungen des $. 6. über die Beſtellung eines Kommiſſarius zur 
Verwaltung des dort bezeichneten Vermögens, ſowie über die Beſchlagnahme 
dieſes Vermögens finden ferner in allen Fallen i wenn ein erledigter 
biſchöflicher Stuhl nicht innerhalb eines Jahres nach der Erledigung mit einem 
ſtaatlich anerkannten Biſchofe wiederbeſetzt iſt. N 

Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt ermächtigt, die Friſt zu 
verlängern. 


F. 9. 

Die Verwaltungsbefugniſſe des Biſchofs gehen auf den Kommiſſarius über. 

Die Koſten der Verwaltung werden aus dem Vermögen vorweg entnommen. 

Der Kommiſſarius vertritt den biſchöflichen Stuhl oder den Biſchof als 
ſolchen in allen vermögensrechtlichen Beziehungen nach Außen. Er führt die dem 
Biſchof zuſtehende obere Verwaltung und Aufſicht über das kirchliche Vermögen in 
dem biſchöflichen Sprengel, einſchließlich des Pfarr-, Vikarie⸗, Kaplanei- und Stif⸗ 
tungsvermögens, ſowie über das zu kirchlichen Zwecken beſtimmte Vermögen aller Art. 

Der Kommiſſarius wird Dritten gegenüber durch die mit Siegel und Unter⸗ 
ſchrift verſehene Ernennungsurkunde auch in den Fällen legitimirt, in welchen 
die Geſetze eine Spezialvollmacht oder eine gerichtliche, notarielle oder anderweitig 
beglaubigte Vollmacht erfordern. 


„0 

Die Verwaltung des Kommiſſars endet, ſobald ein in Gemäßheit der Vor⸗ 

en dieſes Geſetzes gültig beſtellter Bisthumsverweſer (Kapitelsvikar) die 
isthumsverwaltung übernimmt, oder ſobald die Einſetzung eines ſtaatlich aner⸗ 
kannten Biſchofs ſtattgehabt hat. 

Der Kommiſſarius iſt für ſeine Verwaltung nur der vorgeſetzten Behörde 
verantwortlich, und die von ihm zu legende Rechnung unterliegt der Reviſion 
der Königlichen Ober⸗Rechnungskammer in Gemäßheit der Vorſchrift des $. 10. 
Nr. 2. des Geſetzes vom 27. März 1872. (Geſetz-Samml. 1872. S. 278.). Eine 
anderweite Verantwortung oder Rechnungslegung findet nicht ſtatt. 


§. 11. 

Der Oberpräſident bringt die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes erfolgte 
Beſtellung des Bisthumsverweſers, ſowie die Ernennung des Kommiſſars unter 
Angabe des Tages, an welchem ihre Amtsthätigkeit begonnen hat, ingleichen das 
Erlöfchen der Amtsthätigkeit und den Tag deſſelben durch den Staatsanzeiger, 
ſowie durch ſämmtliche Amts⸗ und Kreisblätter, welche in dem biſchöflichen 
Sprengel erſcheinen, zur öffentlichen Kenntniß. 


$. 12. 

Die Anwendung der $$. 6. bis 11. wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, 

daß das Domkapitel für die Dauer der Erledigung des biſchöflichen Stuhles 
(Nr. 8190.) 20* einen 


rise 


einen beſonderen Vermögensverwalter (Oekonomen) beſtellt oder ſelbſt die Ver⸗ 
waltung übernommen hat, oder daß eine beſondere biſchöfliche Behörde für die⸗ 
ſelbe beſteht. 

18 


Während der Dauer einer kommiſſariſchen Verwaltung in den Fällen der 
15 6. und 7. iſt derjenige, welchem auf Grund des Patronats oder eines 
onſtigen Rechtstitels in Betreff eines erledigten geiſtlichen Amtes das Präſen⸗ 
tations⸗ (Nominations⸗, Vorſchlags⸗) Recht zuſteht, befugt, das Amt im Falle 
der Erledigung wieder zu beſetzen und für eine Stellvertretung in demſelben 
zu ſorgen. 
$. 14. 


Macht der Berechtigte von dieſer Befugniß Gebrauch, ſo kommen die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 11. Mai 1873. (Geſetz-Samml. S. 191.) zur 
Anwendung. Die im H. 22. Abſatz 1. daſelbſt dem geiſtlichen Oberen im Falle 
geſetzwidriger Amtsübertragung angedrohte Strafe trifft in gleichem Falle den 
Berechtigten. | 

$. 15. 


| Wenn der Berechtigte innerhalb zwei Monaten, von der dazu eröffneten 
rechtlichen Möglichkeit an gerechnet, für eine Stellvertretung nicht ſorgt oder 
innerhalb Jahresfriſt die Stelle nicht wieder beſetzt, ſo geht ſeine Befugniß auf 
die Pfarr⸗ (Filial⸗, Kapellen- u. ſ. w.) Gemeinde über. . 

Die Gemeinde hat die im H. 13. bezeichneten Befugniſſe in allen Fällen, 
in welchen ein Präſentationsberechtigter nicht vorhanden iſt. 


ü $. 16. 

Liegen die Vorausſetzungen, des $. 15. vor, fo beruft der Landrath (Amt⸗ 
mann), in Stadtkreiſen der Bürgermeiſter, auf den 1 von mindeſtens zehn 
großjährigen, im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen, männlichen Ge⸗ 
meindemitgliedern, welche nicht einem mitwählenden Familienhaupte untergeordnet 
ſind, ſämmtliche dieſen Erforderniſſen entſprechende Mitglieder der Gemeinde zur 
Beſchlußfaſſung über die Einrichtung der Stellvertretung oder über die Wieder⸗ 
beſetzung der Stelle. ö 

Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt erforderlich, daß mehr als die Hälfte der 
Erſchienenen dem Beſchluſſe zugeſtimmt hat. 2 

Die näheren Beſtimmungen über das Verfahren erläßt der Oberpräſident. 

8 19; 

Kommt eine gültige Wahl zu Stande, fo iſt nach Maßgabe des H. 16. ein 
Repräſentant zu wählen, welcher die Uebertragung des Amtes an den gewählten 
Geiſtlichen auszuführen hat. Für das Verhalten und die Verantwortung des 
Repräſentanten gelten die Vorſchriften des $. 14. f 


§. 18. 
Wird in den Fällen der $$. 13. bis 17. vom Oberpräſidenten kein Einſpruch 
erhoben oder der erhobene Einſpruch von dem Gerichtshofe für kirchliche Ange⸗ 
legenheiten verworfen, ſo gilt der Geiſtliche als rechtsgültig angeſtellt. 5 hi 


BE 


§. 19. 
Wenn vor dem Tage, an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, die Stelle 
eines Biſchofs in Folge gerichtlichen Urtheils erledigt worden iſt, ſo finden die 
Vorſchriften dieſes Geſetzes ebenfalls Anwendung. 


$. 20. 

Wo in dieſem Geſetze von einem Biſchofe, biſchöflichen Stuhle, Amte / 
Sitze u. ſ. w. oder einem Bisthume die Rede iſt, ſind darunter auch ein Erzbiſchof / 
Fürſtbiſchof, ſowie deren Stühle, Aemter, Sitze, Bisthümer u. ſ. w. zu verſtehen. 

Unter den mit dem biſchöflichen Amte verbundenen Rechten und geiſtlichen 
Verrichtungen im Sinne dieſes Geſetzes ſind ſowohl die in dem biſchöflichen Amte 
als ſolchem enthaltenen, als auch die auf Delegation beruhenden Rechte und Ver⸗ 
richtungen begriffen. 8 

21. 


Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt mit der Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 
Gegeben Wiesbaden, den 20. Mai 1874. 


(I. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. 
v. Kameke. Achenbach. 


(Nr. 8191.) Geſetz wegen Deklaration und Ergänzung des Geſetzes vom 11. Mai 1873. 
a über die Vorbildung und Anſtellung der Geiſtlichen (Geſetz-Samml. 1873. 
S. 191.). Vom 21. Mai 1874. i 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, zur 
Deklaration und Ergänzung des Geſetzes über die orbildung und Anſtellung 
der Geiſtlichen vom 11. Mai 1873., was folgt: 


Artikel 1. 


Das Geſetz vom 11. Mai 1873. wird dahin deklarirt, daß die Uebertra⸗ 
gung eines geiſtlichen Amtes, ſowie die Genehmigung einer ſolchen Uebertragung 
auch dann den Vorſchriften der $$. 1. bis 3. des Geſetzes zuwider find, wenn 
dieſelben ohne die im $. 15. daſelbſt e PORR Benennung des Kandidaten 
oder vor dieſer Benennung oder vor Ablauf der im $. 15. für die Erhebung 
des Einſpruchs gewährten Friſt erfolgen. 

(Nr. 8190-8191.) Art. 
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Artikel 2. 


Die Strafe des $. 23. des Geſetzes vom 11. Mai 1873. trifft einen jeden 
Geiſtlichen, welcher Amtshandlungen vornimmt, ohne den Nachweis führen zu 
können, daß er zu einem hierzu ermächtigenden Amte oder zur Stellvertretung 
oder zur Hülfsleiſtung in einem ſolchen Amte unter Beobachtung der $$. 1. 
bis 3. des genannten Geſetzes berufen worden ſei. 


Artikel 3. 


Nach Erledigung eines geiſtlichen Amtes iſt der Oberpräſident befugt, 
die Beſchlagnahme des Vermögens der Stelle zu verfügen, wenn 


1) das 7 1 5 Amt den Vorſchriften der $$. 1. bis 3. des Geſetzes vom 
11. Mai 1873. zuwider übertragen iſt, oder 


2) wenn Thatſachen vorliegen, welche die Annahme begründen, daß die 
Uebertragung des Amtes nicht unter Beobachtung dieſer Vorſchriften 
erfolgen werde. 


Der Beſchlagnahme unterliegt das e Vermögen der Stelle, ein⸗ 
ſchließlich aller Nutzungen, Hebungen und Leiſtungen. Der Oberpräſident er⸗ 
nennt einen Kommiſſarius, welcher die Beſchlagnahme ausführt und bis zur ge⸗ 
ſetzmäßigen Wiederbeſetzung der Stelle, beziehentlich bis zur geſetzmäßigen Eine. 
tung einer einftweiligen Vertretung das Vermögen für Rechnung der Stelle ver- 
waltet. Swat e welche zur Ausführung der Beſchlagnahme erforderlich 
find, werden im Verwaltungswege getroffen. Der Kommiſſarius übt alle ver- 
e Befugniſſe des berechtigten Stelleninhabers mit voller rechtlicher 
irkung aus. N 

Die Koften der Verwaltung werden aus den Einkünften der Stelle ent- 

nommen. 


Artikel 4. 


Wenn nach Erledigung eines geiſtlichen Amtes ein Geiſtlicher wegen un- 
befugter Vornahme von Amtshandlungen in dieſem Amte in Gemäßheit des 
K. 23. Abſatz 1. des Geſetzes vom 11. Mai 1873. oder des Artikel 2. dieſes 
Geſetzes rechtskräftig zur Strafe verurtheilt worden iſt, ſo iſt derjenige, welchem 
auf Grund des Patronats oder eines jonftigen Rechtstitels das Präſentations⸗ 
(Nominations-, Vorſchlags-) Recht zufteht, befugt, das Amt wieder zu beſetzen 
und für eine Stellvertretung in RA zu ſorgen. 


Artikel 5. 


Für eine Stellvertretung in dem erledigten Amte zu ſorgen, ift der Berech⸗ 
tigte auch dann befugt, wenn einem Geiſtlichen nach Maßgabe des $. 5. des 
Reichsgeſetzes vom 4. Mai 1874., betreffend die Verhinderung der unbefugten 
Ausübung von Kirchenämtern, der Aufenthalt in dem Bezirke des erledigten 
Amtes verſagt worden iſt. 


Art. 
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Artikel 6. 


Dem Nat iſt von dem Strafurtheil (Artikel 4.), ſowie von der 
1 wegen Beſchränkung des Aufenthalts (Artikel 5.) amtlich Kenntniß 
zu geben 


In Betreff der vor Verkündigung dieſes Geſetzes ergangenen Urtheile 
und Verfügungen iſt jene Mittheilung ſofort nach Inkrafttreten deſſelben zu be⸗ 


wirken. 
Artikel 7. 


Macht der Berechtigte von der ihm zuſtehenden Dean Artikel 4. 5.) 

Gebrauch, fo kommen die Vorſchriften des Geſetzes vom 11. Mai 1873. zur 

Anwendung. Die im . 22. Abſatz 1. daſelbſt dem geiſtlichen Oberen im Falle 

Plasten Amtsübertragung angedrohte Strafe trifft in gleichem Falle den 
erechtigten. 


Artikel 8. 


Wenn der Berechtigte innerhalb zweier Monate vom Tage des Empfanges 
der vorgeſchriebenen Mittheilung (Artikel 6.) für eine Stellvertretung nicht Sul 
oder innerhalb Jahresfriſt, von dem nämlichen Zeitpunkt an gerechnet, die Stelle 
nicht wieder beſetzt, fo geht feine Befugniß auf die Pfarr- (Filial⸗, Kapellen ꝛc.) 
Gemeinde über. 4 

Die Gemeinde hat die in Artikel 4. 5. bezeichneten Befugniſſe in allen 
Fällen, in welchen ein Präſentationsberechtigter nicht vorhanden il. 

Die Vorſchriften des Artikel 6. finden auf die Gemeinde entſprechende 
Anwendung. Dieſelbe iſt insbeſondere davon in Kenntniß zu jehen, daß der 
n innerhalb der geſetzlichen Friſt von ſeinem Rechte keinen 

ebrauch gemacht hat. 
Artikel 9. 


Liegen die Vorausſetzungen des Artikel 8. vor, ſo beruft der Landrath 
(Amtmann), in Stadtkreiſen der Bürgermeiſter, auf den Antrag von mindeſtens 
zehn grobjänrigen, im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen, männlichen 
Gemeindemitgliedern, welche nicht einem mitwählenden Familienhaupte unter⸗ 
geordnet find, ſämmtliche dieſen Erforderniſſen entſprechende Mitglieder der Ge⸗ 
meinde zur Beſchlußfaſſung über die Einrichtung der Stellvertretung oder über 
die Wiederbeſetzung der Stelle 

Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe ift erforderlich, daß mehr als die Hälfte der 
Erſchienenen dem Beſchluſſe zugeſtimmt hat. 

Die näheren Beſtimmungen über das Verfahren erläßt der Oberpräſident. 


Artikel 10. 


Kommi eine gültige Wahl 5 Stande, ſo iſt nach Maßgabe des Artikel 9. 
ein Repräſentant zu wählen, welcher die l e des Amtes an den ge⸗ 
wählten Geiſtlichen auszuführen hat. 951 das Verhalten und die Verant⸗ 
wortung des Repräſentanten gelten die Vorſchriften des Artikel 7. 

(Nr, 8191-8193) Art. 
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Artikel 11. 


Wird in den Fällen der Artikel 4—10. vom Oberpräſidenten kein Ein⸗ 
ſpruch erhoben oder der erhobene Einſpruch von dem Gerichtshofe verworfen, 
jo gilt der Geiſtliche als rechtsgültig angeftellt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 

Gegeben Wiesbaden, den 21. Mai 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk, 
v. Kameke. Achenbach. 


(Nr. 8192.) Allerhöchſter Erlaß vom 13. April 1874., betreffend den Dienſtrang der Ober- 
amts⸗Sekretaire in den Hohenzollernſchen Landen. 


Ai den Bericht vom 8. April d. J. will Ich den Oberamts - Sefretairen 
in den Hohenzollernſchen Landen denſelben Dienſtrang beilegen, welcher nach der 
Verordnung vom 7. Februar 1817. F. 6. B. III. den Regierungs⸗Subalternen 
I. Klaſſe zuſteht. Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 13. April 1874. 
Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. 
An den Finanzminiſter und den Miniſter des Innern. g 


(Nr. 8193.) Bekanntmachung, betreffend die Ausführung des Geſetzes über das Grundbuch⸗ 
weſen in dem Jadegebiet vom 23. März 1873. (Geſetz-Samml. S. 1119. 
Vom 19. Mai 1874. f 


Gemäßheit des §. 14. des Geſetzes über das Grundbuchweſen in dem 
Jadegebiet vom 23. März 1873. wird hierdurch beſtimmt, daß das Verfahren 
zur Anlegung des Grundbuchs im Bezirk des Grundbuchamts Wilhelmshaven 
am 1. Juni 1874. beginnt. 

Berlin, den 19. Mai 1874. 


Der Juſtizminiſter. 
Leonhardt. 


Redigirt im Büreau des Staaks⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerel 
(N. v. Decker). l 


